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Wer muss die uberhohten
Wohnkosten bezahlen?

PRAXIS Frau Beck™®ist 59 Jahre alt und lebt seit dem unerwarteten Tod ihres langjahrigen Partners

alleine in einer 3-Zimmer-Wohnung. Da sie krank und auf Sozialhilfe angewiesen ist, stellt sich die
Frage, ob die Gberhdhten Mietkosten dennoch vollumfanglich vom Sozialamt Gibernommen werden.

Frau Beck hat viele Jahre selbststindig als
Coiffeuse gearbeitet. Vor etwa fiinf Jahren
musste sie wegen zunehmender Schmer-
zen in beiden Hiiften die Arbeit aufgeben.
Sie wurde durch ihren Partner unterstiitzt,
erhielt jedoch kein Erbe. Nach dessen Tod
waren ihre Mittel rasch erschopft. Die
Wohnungsmiete belduft sich inklusive Ne-
benkosten auf 1250 Franken im Monat.
Frau Beck wendet sich ans Sozialamt. Beim
Erstgesprich erzihlt sie, dass sie ein neues
Hiiftgelenk benétige und in 14 Tagen ope-
riert werde. Wenn die Rehabilitation gut
verlaufe, werde ihr etwa neun Monate spi-
ter das zweite kiinstliche Hiiftgelenk einge-
setzt. Frau Beck ist somit bis auf Weiteres
korperlich stark eingeschrinkt; sie konne
kaum mehr den Haushalt bewiltigen, wie
sie sagt. Auch habe sie den Tod des Part-
ners noch nicht tiberwunden und fiihle

sich oft sehr kraftlos.

In dieser Rubrik werden exemplarische Fragen aus
der Sozialhilfepraxis an die «SKOS-Line» publiziert
und beantwortet. Die «SKOS-Line> ist ein web-
basiertes Beratungsangebot fiir SKOS-Mitglieder.
Der Zugang erfolgt Giber www.skos.ch — Mitglieder-
bereich (einloggen) — SKOS-Line.
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— FRAGEN

Die Mietzinslimite fiir einen Ein-Personen-
Haushalt liegt bei 1000 Franken. Werden
die Mietkosten nur noch bis zum zulissi-
gen Maximum iibernommen? Und wenn
ja, wie ist vorzugehen?

— GRUNDLAGEN
Von Sozialhilfe bezichenden Personen
wird erwartet, dass sie in giinstigem Wohn-
raum leben. Uberhohte Wohnkosten sind
so lange zu iibernehmen, bis eine zumut-
bare giinstigere Losung zur Verfugung
steht. Ubliche Kiindigungsbedingungen
sind in der Regel zu berticksichtigen.
Bevor die Suche nach einer giinstigeren
Wohnung verlangt wird, ist die Situation
im Einzelfall zu priifen. Insbesondere sind
das Alter und die Gesundheit der betrof-
fenen Personen zu beriicksichtigen. Weiter
zu berticksichtigen sind auch die Zusam-
mensetzung der Familie, eine allfillige
Verwurzelung an einem bestimmten Ort
sowie der Grad ihrer sozialen Integration.
Weigern sich unterstiitzte Personen,
eine giinstigere Wohnung zu suchen oder
in eine effektiv verfiighare und zumut-
bare giinstigere Wohnung umzuziehen,
dann kénnen die anrechenbaren Wohn-
kosten auf jenen Betrag reduziert werden,
der durch den Bezug einer giinstigeren
Wohnung entstanden wire. Fiithrt die
Leistungsreduktion zum Verlust der Woh-
nung, unterbreitet das Gemeinwesen ein
Angebot zur Notunterbringung (SKOS-
Richtlinien B.3).

— ANTWORT

Frau Beck diirfte bis zum erfolgreichen Er-
satz beider Hiiftgelenke nicht in der Lage
sein, einen Umzug zu bewiltigen. Der Tod
ihres Partners stellt eine zusitzliche psychi-
sche Belastung dar, welche die Rekonvales-
zenz beeinflusst. Bis auf weiteres sind die
tiberhhten Wohnkosten von der Sozialhil-
fe zu iibernehmen.

Ist Frau Beck genesen und fihig, um-
zuziehen, ist ihr gegeniiber die Auflage zu
verfiigen, sich eine Wohnung zu suchen,
deren Miete innerhalb der Mietzinsricht-
linie liegt. Dabei ist ihr aufzuzeigen, dass
ein Nichtbeachten der Auflage zu einer
Senkung der anrechenbaren Wohnkosten
fiihrt. Gleichzeitig soll sie darauf hingewie-
sen werden, dass sie auch die Méglichkeit
hat, eine Wohngemeinschaft zu griinden
resp. eine Mitbewohnerin zu suchen, um
ihre Mietkosten zu senken. Sollte die ge-
setzte Frist zum Erfiillen der Auflage aller-
dings unbenutzt verstreichen bzw. kommt
Frau Beck unentschuldigt der Auflage
nicht nach, kann die zustindige Behérde
verfiigen, ihr zukiinftig nur noch die gema-
ss Mietzinsrichtlinien maximal zulissigen
Wohnkosten anzurechnen.

Verzégert sich die Genesung allerdings
wesentlich und sind giinstige Wohnungen
rar bzw. liegen letztlich zwischen einem
moglichen Wohnungswechsel und einem
AHV-Vorbezug nur noch wenige Monate,
istabzuwigen, ob ein Umzug noch verhilt-
nismissig erscheint. Dabei ist zu priifen,
ob die fiir die éffentliche Hand mégliche
Einsparung und die Konsequenzen fiir
Frau Beck in einem angemessenen Ver-
hiltnis zueinander stehen. Ist dies nicht
der Fall, ist von einer Auflage zur Suche ei-
ner giinstigeren Wohnung abzusehen und
die iiberhéhten Wohnkosten sind bis zur
Ablésung zu itbernehmen. @

*Name geandert
Dr. iur. Claudia Hanzi

Prasidentin Kommission
Richtlinien und Praxis



	Wer muss die überhöhten Wohnkosten bezahlen?

